
1 Beiblatt 

·17LA.B. 

zu 16/J 

2" Juni 1953 

Die Abgl'Will:Lolmine M 0 i k und Genossen haben am 22"April dQj. an 

den 'Bundesmin!ster für soziale Verwaltung eine Anfrage gerichtet, in der sie 

um AUfklärung ersuchtenp warum die Einbeziehung der weiblichen Hausgehilfen ' 

in die Arbeitslosenversicherung; diG dtH'ch P"i'EJs§emitteilttngon in Aussicht ge:..­

stellt war, noch nioht durchgeführt ist~ , 

Bundesm~nister f"ur soziale Verwaltung Mai seI hat diE;.>Se AnfragJ 

wie folgt beantwortett 

Die Frage der Einbeziehung der wciblichenHausgehilfen 'in die Arbeits.~ 

losenve);'sioherung i'lird von meinem Ressort. schon seit längerer ZeH ,,-erfolgtQ 

tJi'l Uögliohkeit, die Arbeitslooenversicherungspflicht auf die weiblichen Haus­

gehilfen auszudenen, ist im § 3 Abso1 des Arbeitslosenversioher~gsgesetzcs 

gegeben .. D1~se Bestiml;o.ung sieht vor, dass von der Arbe! tsloscnv'ersicherungs­

pflicht ausgenommene ~i enstnchmer durch Verordnung des Bundesmini st er ium s 

für soziale Verwaltung in' die Arbeitslosenversiohorungs:pfliaht cinbGzogon 

werden 'können, wenn sioh infolge von Arbeitslosigkeit die Uotwcndigkei t hiezu 

h0rausstellt. Das Bundesministerium fur soziale Vorwa~tung hat bereits im 

Jahrel95l einen Verordnungsentwurf ausgearbeitet, duroh den die ~aiblichen 

Hausgeh1lfen in die ~'\rbei tsloscnversiohcru.'Ilgs pflioht einbezog~ werden solltenc 

1)agogen haben sich j cdooh vor allem die Bundesministerien für ]Iinar..zen; für 

La:nd- und Forstwirtschaft und trur Handel und Wiederaufbau, fernor dh' Bundes-

. ka.mmer der gev/erbliohen Wirtsohaft sowie die Präs identenkonfrren,z der Land­

wirtsohaftskamnern Österroichs mit der Begründung ausgesproohen, dass ein 

Mangel an weiblichen H~v.sgehilfen bestehe, sodass leine Notwendigkeit gegeben. 

sei, \iie weiblichen Hausgehilfen in die Arbe1.tslosenv~rsichert1,nespflioht Cd.ll"" 

zube;iahenj danrl,t sei auch'dio im § 3 Abs~l A1Vcr. verlangte Voraussetzung für 

dio Erla.ss ung der Verordnung nicht gegeben ... 

Im Hinbliok darauf, dass trotz eines Beda.rfes an Hausgehilfen ei~.o 

gewisse Arb~itslosigkcit in diCl$Cm Berufe besteht ... vor a.llem,find.on älto?c 

Kräfte bei Verlust ihres Al'b'Gi tsplatz es schwor eine neue Stellung ~1ha.!; 
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das Bundesmil1isterium für soziale Verwaltung im N&,I'GmbC!952 neuerlich 
. I 

den Entwrt einer Verordnung, mit der die J~ngcllarigen dieses Berufes in 

die Arbe1tslosenversioherungspfliaht einbezogen werden sollten, zur 
Stellungnahme versandt. Auoh dieser Verordnungscntwrt wurde VOll den 
vorstehGnd' ange:tUhrten Zentralstellon und Interessenvertretungen der 

Dienstgeber, und znar im uoscntliohen mit dor gleichen Bogrftndung wie 
~er erste Ent\7Urf, abgelehnt. 

Im ainb110k auf diese ablohnenden Stcl~u.~gnahmQn; ~ die Erlassung 
der Verordnung, mit der die Einbozichung der ueibl:tohe-n Hausgohilfon 

/ 

in. die ,Arbeitslosenvcrsioherungspflioht verfügt ,,;,,(~rdon sollte, vorläufig' 

nooh nicht mßglioh. nas Bundcsmlnistcrium für sozia1eVerwaltung wird 
jedooh der Angelegenheit auch uoitcrhin sein Augenmerk zu~cnden und 

traohton,dio Hindornisso zu besoitigen. dio dcr Einbeziehung dar i1cib­

liohen Bausgohilfon in die Arbeitslosenversicherung cntgogonstohon. 

-.-...... -
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